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des Gerhard H
Straße

Ölfeuerung, »

Beklagten, Berufungsklägers 
und Beschwerdeführers,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br* 
1U

Rudolf

gegen

den Bäckermeister Paul
lallee

Kläger, Berufungsbeklagten 
und Beschwerdegegner,

Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dre



Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
am 16. November 1967 unter Mitwirkung des Vizepräsi­
denten des Bundesgerichtshofs Glanzmann sowie der 
Bundesrichter Dr. Heinann-Trosien, Rietschel, Dr. Vogt 
und Dr. Rinke

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde des Beklagten gegen 
den Beschluß des 2. Zivilsenats des Hanseati­
schen Oberlandesgerichts zu Hamburg vom 12. Sep­
tember 1967 wird zurückgewiesen.

Der Beklagte hat die Kosten seiner Beschwerde 
zu tragen.

Entscheidungsgründe:

Durch Teilurteil des Landgerichts Hamburg vom 14.
Juni 1967 - dem Beklagten zugestellt am 30. Juni 1967 - 
wurde der Beklagte zur Zahlung von 5.722,49 DM nebst 
Zinsen vorurteilt. Nachdem der bisherige Prozeßbevollmächtigte 
des Beklagten, Rechtsanwalt Dr. das Mandat nie-
dergolegt hatte, erteilte der Beklagte am 3. Juli 1967 dem 
Rechtsanwalt Kurt Prozeßvollmacht. Dieser legte am
24. August 1967 gegen das Urteil Berufung ein und beantrag­
te gleichzeitig, dem Beklagten wegen der Versäumung der Be­
rufungsfrist Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu ge­
währen. Er begründete das Gesuch damit, daß der Beklagte 
ihm keine Auskunft habe geben können, ob das Urteil schon
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zugestellt sei. Außerdem habe er ihm bei Erteilung des 
Mandats noch keinen endgültigen Auftrag erteilt, Berufung 
einzulegen, hierwegen vielmehr noch eine besondere Nach­
richt in Aussicht gestellt, die er dann aber nicht erhal­
ten habe (Aktennotiz des Rechtsanwalts Seegers vom 3. Ju­
li 1967 und dessen eidesstattliche Versicherung vom 17. 
August 1967). Demgegenüber habe der Beklagte geglaubt, 
er habe seinen Anwalt schon einen endgültigen Auftrag, 
Berufung einzulegen, erteilt (eidesstattliche Versiche­
rung des Beklagten vom 17. August 1967). Es liege ein 
Mißverständnis vor, das weder den Beklagten noch öoinem 
Anwalt al3 Verschulden zur Last gelegt werden könne.

Das Oberlandesgericht hat den Antrag auf Wieder­
einsetzung für unbegründet erklärt und die Berufung als 
unzulässig verworfen (§ 519 b Abs. 1 S. 2 ZPO).

Die hiergegen gerichtete sofortige Beschwerde des 
Beklagten ist nicht begründet.

Die Begründung des angefochtenen Beschlusses, daß 
der Beklagte sich zu seiner Entschuldigung nicht darauf be­
rufen könne, sein Anwalt sei Über den Lauf der Berufungs­
frist nicht unterrichtet gewesen, ist richtig. Der Beklag­
te greift das mit seiner Beschwerde auch nicht an, meint 
jedoch, das Berufungsgericht habe das glaubhaft gemachte 
Mißverständnis zwischen ihm und seinem Anwalt zu Unrecht 
nicht als unabwendbaren Zufall angesehen.

Dem kann jedoch nicht beigetreten werden. Das Be­
rufungsgericht hat ohne Rechtsfehler dieses Mißverständ­
nis nicht als "unabwendbaren Zufall" im Sinne des § 233
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ZPO gewürdigt. Entweder beruhte das Mißverständnis darauf, 
daß sich der Beklagte nicht klar genug ausgedrückt hat (Ver­
schulden des Beklagten) oder darauf, daß Rechtsanwalt Br.

keit gewidmet hat (Verschulden des Anwalts). Tatsachen, die 
die Annahme einer anderen Ursache für dieses Mißverständnis, 
die den Beteiligten ausnahmsweise nicht zum Verschulden an­
gerechnet werden könnte, rechtfertigen könnten, hat der Be­
klagte nicht vorgetragen, viel weniger glaubhaft gemacht.

Bas Berufungsgericht hat somit ohne Rechtsfehler eine 
Wiedereinsetzung abgelehnt und die Berufung als unzulässig 
verworfen.

Bie sofortige Beschwerde ist daher mit der Köstonfolge 
des § 97 ZPO als unbegründet zurückzuv/eisen.

seiner Erklärung nicht die erforderliche Aufmerksan-

Vogt Pinke

Glanzmann Heimann-Trosien Rietschel
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